
1 
 

Gemeinde Rennau 
 

Verwaltungsvorlage Vorlagen-Nr.: 009/23 
 

 

Fachbereich:  Bauen und Ordnung 
 
Datum:  24.01.2023            

Tagesordnungspunkt  
 

Antrag der Gruppe Bürgerliste Rennau zur „Aufhebung der Straßenausbaubeitragssat-
zung der Gemeinde Rennau“ 
Vorgesehene Beratungsfolge: Beschluss  

geändert Abstimmungsergebnis 

Datum Gremium Status Ja Nein Ja Nein Enth. 

22.02.2023 VA Rennau nö      
22.03.2023 GR Rennau ö      

 
Finanzielle Auswirkungen 

 

Verantwortlichkeit 

Ergebnishaushalt ☐ Kosten  EUR gefertigt: Gemeinde- 
direktor: 

Finanzhaushalt ☐ Produkt  
Gez. Freitag Gez. Nitsche 

Kostenstelle  Sachkonto  

Ansatz  EUR verfügbar  EUR (Freitag) (Nitsche) 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Rennau beschließt, aufgrund des gestellten Antrages die 
„Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche Maßnahmen 
in der Gemeinde Rennau“ (Straßenausbaubeitragssatzung) gemäß der als Anlage beigefüg-
ten Aufhebungssatzung aufzuheben. 
 
Der Verwaltungsausschuss bereitet die Beschlussfassung entsprechend vor.  
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Der Rat der Gemeinde Rennau hat in seiner Sitzung am 28.05.2002 eine „Satzung über die 
Erhebung von Beiträgen nach § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Rennau“ (Straßenausbaubeitrags-
satzung) beschlossen. Hierbei handelt es sich um einen gemeindlichen Einnahmetatbestand 
nach § 111 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 NKomVG, wonach Gemeinden zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
spezielle Entgelte für die von ihnen erbrachten Leistungen erheben können.  
 
Laut Satzung ist die finanzielle Beteiligung der privaten Grundstückseigentümerinnen und –
eigentümer bei Ausbaumaßnahmen an den Straßen und den entsprechenden Nebenanlagen 
der Gemeinde geregelt. Dabei sind nur die Kosten für beitragsfähige Maßnahmen (siehe § 1 
Abs. 1 der Straßenausbaubeitragssatzung), z. B. im Falle einer grundhaften Straßenerneue-
rung, anteilig von den Grundstückseigentümern zu tragen, indem diese Beiträge an die Ge-
meinde zahlen müssen. Eine grundhafte Straßenerneuerung liegt immer dann vor, wenn ne-
ben der Deckschicht auch die darunter liegenden Trag- und Binderschichten neu hergestellt 
werden. 
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In den vergangenen Jahren wurde das Straßennetz so gut wie möglich unterhalten, sodass 
lediglich die Straßendeckschichten ausgebessert werden mussten. Solche reinen Unterhal-
tungsmaßnahmen sind nicht beitragsfähig, sodass die Grundstückseigentümerinnen und –ei-
gentümer in den vergangenen Jahren keine finanziellen Belastungen zu tragen hatten. Auch 
in den kommenden Jahren ist eine grundhafte Erneuerung einer Straße nicht geplant. Insofern 
erscheint die Abschaffung der Straßenausbaubeitragssatzung zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
notwendig. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist eine Abschaffung der Straßenausbaubeitragssatzung zudem aus 
den beiden nachstehenden Gründen nicht zu empfehlen. 
 
1. Der Haushalt der Gemeinde Rennau ist beginnend mit dem Jahr 2011 überwiegend nicht 
mehr ausgeglichen. Eine Ausnahme davon sind das Jahr 2016 sowie voraussichtlich die Jahre 
2018 und 2020. Die einzelnen Jahresergebnisse können der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden: 
 
Jahr Jahresergebnis 
Ergebnis 2011   -13.034 € 
Ergebnis 2012   -47.257 € 
Ergebnis 2013   -60.376 € 
Ergebnis 2014   -49.493 € 
Ergebnis 2015   -37.514 € 
Ergebnis 2016      5.869 € 
vorl. Ergebnis 2017 -345.663 € 
vorl. Ergebnis 2018  266.142 € 
vorl. Ergebnis 2019 -140.176 € 
vorl. Ergebnis 2020  140.011 € 
vorl. Ergebnis 2021   -85.829 € 
Ansatz 2022 -186.600 € 

 
Es ist zu betonen, dass das Umlagevolumen mehr als zwei Drittel der ordentlichen Erträge 
bindet. Eine Erhöhung der Einnahmen beispielsweise durch Anhebung der Hebesätze bei den 
Realsteuern ist kaum noch möglich, da diese bereits jetzt deutlich über dem Landesdurch-
schnitt liegen. Der Wegfall eines Einnahmetatbestandes, wie durch die beantrage Abschaffung 
der Straßenausbaubeitragssatzung vorgesehen, ist vor diesem Hintergrund nicht zu empfeh-
len. 
 
2. Die Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung könnte von der Kommunalaufsicht be-
anstandet werden. Hintergrund ist, dass das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht aus 
Lüneburg mit Beschluss vom 22.07.2020, Az: 10 ME 129/20, die Entscheidung der Kommu-
nalaufsicht der Region Hannover gestützt hat, bei einer ihrer Aufsicht unterliegenden Kom-
mune die Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung zu beanstanden. Auch dort lag bei 
der satzungsaufhebenden Gemeinde ein defizitärer Haushalt vor. 
 
In einem daraufhin verfassten Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und 
Sport vom 13.04.2021 werden die Kommunalaufsichtsbehörden darauf hingewiesen, dass sie 
die Möglichkeit einer Teilversagung des veranschlagten Gesamtinvestitionskreditbetrages im 
Rahmen der Haushaltsgenehmigungsverfahren haben. Das bedeutet mit anderen Worten, 
dass zukünftig Kredite für Straßenausbaumaßnahmen womöglich im Rahmen der beantragten 
Haushaltssatzungen nicht genehmigt werden. Dadurch werden zukünftige, grundhafte Stra-
ßenerneuerungen im Gemeindegebiet erschwert bzw. möglicherweise undurchführbar. 
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Stattdessen empfiehlt die Verwaltung, eine Überarbeitung oder Neufassung der Straßenaus-
baubeitragssatzung an die aktuellen Gesetzesänderungen des Niedersächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes (NKAG) vorzunehmen. Hier hat der Gesetzgeber neue Gestaltungsmög-
lichkeiten geschaffen, mit denen übermäßige Härten einzelner Grundstückseigentümer ver-
mieden werden können, beispielsweise über tiefenmäßige Grundstücksbegrenzungen oder 
Eckgrundstückvergünstigungen bei der Beitragsveranlagung. 
 
Sollte sich der Rat dennoch für eine Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung entschei-
den, ist die als Anlage beigefügte Aufhebungssatzung zu beschließen. 
 
 
Anlagen: 
 

 Antrag der Bürgerliste Rennau vom 21.12.2022 
 Straßenausbaubeitragssatzung vom 28.05.2002 
 Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport vom 13.04.2021 
 Aufhebungssatzung 

 
 
Elektronische Version, im Original unterzeichnet. 



Antrag der Gruppe Bürgerliste Rennau vom 21.12.2022 
 
 
 
 
Sehr geehrter Gemeindedirektor Nitsche, lieber Frank, 
 
im Namen der Gruppe Bürgerliste Rennau stelle ich hiermit den Antrag auf 
Abschaffung der Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Rennau. Ich bitte 
darum, den Antrag für die nächste VA- und Ratssitzung vorzusehen.  
 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 
 
Ich wünsche dir ein schönes Weihnachtsfest und einen guten Rutsch in das Jahr 2023. 
 
Viele Grüße 
Nicole Janze 
 































Gemeinde Rennau 
 
Satzung zur Aufhebung 
 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Rennau 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in Verbindung mit §§ 1, 2 und 6 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) – jeweils in der zurzeit geltenden Fassung – hat der Rat 
der Gemeinde Rennau in seiner Sitzung vom 22.03.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Aufhebung der Satzung 

 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Rennau (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 28.05.2002 wird 
aufgehoben. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Rennau, den 22.03.2023 
 
 
 
 
Bürgermeister      Gemeindedirektor 
 


